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Trotz des Konjunkturaufschwungs der Jahre 2006 und 2007 sind nicht nur nach den im
vergangenen Jahr vorgelegten Zahlen aus amtlicher Statistik und Forschungsarbeiten
unabhängiger Institute, sondern auch nach dem Empfinden der breiten Mehrheit der
Bundesbürger die Unterschiede zwischen Arm und Reich eher größer geworden. Nur noch
15 Prozent der Bundesbürger sind laut einer repräsentativen Umfrage der Bertelsmann
Stiftung davon überzeugt, dass die Einkommensverteilung in Deutschland „im Großen und
Ganzen gerecht zugeht“. Weit mehr als 50 Prozent halten die Einkommensverteilung
dagegen für ungerecht. Trotz des kräftigen Wirtschaftswachstums der vergangenen zwei
Jahre haben sich die Stimmung in der Bevölkerung und die Zufriedenheit mit der Verteilung
von Einkommen und Vermögen in Deutschland kontinuierlich verschlechtert. Dies steht in
krassem Gegensatz zu Erfahrungen in vorherigen
Aufschwungsphasen, in denen die Mehrheit der Deutschen stets die Einschätzung vertrat,
die Boomzeiten würden zu mehr Verteilungsgerechtigkeit beitragen. Wolfgang Lieb

Seit Anfang der 1990er Jahre wurde der so genannte neutrale Verteilungsspielraum
(Preissteigerung + Produktivität) lediglich einmal überschritten bzw. ausgeschöpft. Die
Reallohnentwicklung stagniert deshalb seit Jahren. Die gesamtwirtschaftlichen
Tariflohnsteigerungen sind im Jahr 2007 mit 2,2 Prozent
genau so hoch ausgefallen wie die Inflationsrate (ebenfalls 2,2 %). Selbst im Boomjahr 2007
konnten die Beschäftigten keine Reallohnzuwächse für sich verbuchen.

Die Entwicklung der Netto-Reallöhne ist zwischen 1991 und 2007 zum Stillstand
gekommen. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben in absoluten Geldbeträgen
betrachtet sowie unter Berücksichtigung der auf den nominalen Einkommen noch
entrichteten Abgaben (Lohnsteuer, Beiträge zur Sozialversicherung) preisbereinigt leichte
reale Einkommensverluste zu verzeichnen: Während ein Arbeitnehmer im Jahr 1991 ein
durchschnittliches Monatsnettogehalt von 1.141 Euro hatte, war dieses
Monatsnettogehalt im Jahr 2007 preisbereinigt nur noch 1.135 Euro wert, die
Kaufkraft
ist somit real zurückgegangen.



Verteilungsbericht des DGB für das Jahr 2008. Wir zitieren das
Wichtigste in Kürze | Veröffentlicht am: 10. April 2008 | 2

NachDenkSeiten - Verteilungsbericht des DGB für das Jahr 2008. Wir zitieren das
Wichtigste in Kürze | Veröffentlicht am: 10. April 2008 | 2

Die ostdeutschen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hatten auch im Jahr 2007
einen nach wie vor für sie ungünstigeren Lohnabstand bei den Effektivlöhnen zu
den westdeutschen Arbeitnehmern. Während die Tariflöhne in Ostdeutschland mit 95,2
Prozent im Jahr 2007 immer noch nicht das Niveau Westdeutschlands erreicht haben, sieht
es bei der Angleichung der ostdeutschen Effektivlöhne noch unausgeglichener aus. Das
ostdeutsche Effektivlohnniveau variiert zwischen ca. 70 % des Westniveaus im
produzierenden Gewerbe und knapp 87 % des Westniveaus in der Branche Bergbau. und
Gewinnung von Steinen und Erden.

Es sei zudem eine wachsende Lücke zwischen den Effektivlöhnen und den Tariflöhnen zu
verzeichnen: Die Entwicklung der Tariflöhne verlief mit 21,8 % zu 11,3 % doppelt so stark
wie die Zunahme der
Effektivlöhne. Die wichtigsten Ursachen hier für seien:

Tariflose Zustände in etlichen Wirtschaftsbereichen

Tarifliche Öffnungsklauseln und der wachsende Druck auf Arbeitslose auch niedrig
entlohnte Tätigkeiten anzunehmen.

Die Hartz-Gesetze hätten maßgeblich zum Auseinanderklaffen beigetragen
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Der zunehmende Abbau übertariflicher Leistungen senke das Lohnniveau

Die weiter nachlassende Tarifbindung der Unternehmen z.T. durch Austritte aus den
Arbeitgeberverbänden.

Deutsche Manager haben in den letzten 11 Jahren ihren Verdienst im Verhältnis zu
einem Facharbeiter im selben Betrieb vom ursprünglichen 19-fachen Verdienst
1996 auf den 44-fachen Verdienst im Jahr 2006 gesteigert.

Auch die Studie des DIW zur Geld- und Realvermögensverteilung in Deutschland weist
erhebliche Ungleichheiten nach: Während etwa zwei Drittel aller erwachsenen Deutschen
nur über ein geringes oder überhaupt kein Vermögen verfügen, konzentriert sich der größte
Teil des Vermögens auf reiche Bevölkerungsschichten:
Die reichsten 10 % der über 17jährigen Personen in Deutschland besitzen fast 60 %
des gesamten Vermögens. Auf das oberste Prozent allein entfallen sogar mehr als
20 % des gesamten Vermögens.
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Das Nettogesamtvermögen (ohne Sachvermögen) der Deutschen über 17 Jahre beträgt auf
Basis der Daten aus dem SOEP für 2002 4,5 Billionen Euro. Dem Brutto-Vermögen von 6,5
Millionen Euro stehen Verbindlichkeiten, d. h. Schulden der privaten Haushalte, in Höhe
von 1,1 Billionen Euro, gegenüber. Den größten Bestandteil machen der Grund- und
Immobilienbesitz mit 4,5 Billionen Euro aus (vgl. DIW Berlin Wochenbericht Nr. 45/2007,
Seite 667).
Somit verfügt jeder Bundesbürger über 17 Jahre über ein Nettogesamtvermögen im
Durchschnitt (arithmetisches Mittel) in Höhe von knapp 81.000 Euro). Der Median oder der
Zentralwert des Vermögens, der eine Grenze zwischen zwei Hälften bezeichnet, liegt
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hingegen über 15.000 Euro. Das heißt, die ärmere Hälfte der Bevölkerung verfügt über
weniger als 15.000 Euro Vermögen.

Eine derartige Konzentration von Vermögen ist für Gewerkschaften aus verschiedenen
Gründen nicht akzeptabel. Die Konzentration von Vermögen auf Wenige beinhaltet immer
auch die Gefahr des Missbrauches der daraus erwachsenen Macht. Sie ist damit auch eine
Gefahr für die Demokratie. Große Unterschiede in der Einkommens- und
Vermögensverteilung bedeuten ferner weniger Chancengleichheit auf vielen Feldern der
Politik, angefangen von der Ausstattung mit Bildung und Wissen bis hin zu
lebensstandarderhaltenden Alterseinkommen.

Die beschriebene Vermögensverteilung ist auch vor dem Hintergrund zunehmend wichtiger
werdender privater Altersvorsorge ein verteilungspolitischer Skandal. Wer keine
Spielräume zur privaten Altersvorsorge hat, wer kein Vermögen während seiner Lebens-
Erwerbsarbeitszeit aufbauen kann, gerät im Alter schneller in die Gefahr, unter Altersarmut
leiden zu müssen. Wenn zwei Drittel der Deutschen über 17 Jahren über kein bzw. kaum
Vermögen verfügen, ist jeder Aufruf zur privaten Altersvorsorge ein sozialpolitischer
Drahtseilakt.

Im Gegensatz zu den sinkenden Reallöhnen, der ungerechten Verteilung von Vermögen und
dem nach wie vor unterschiedlichen Tarifniveaus zwischen Ost und Westdeutschland sind
die Gewinne der Unternehmen und die privaten Vermögenseinkommen in rasantem Tempo
gestiegen.

Gesamtwirtschaftlich betrachtet sind die Brutto-Unternehmens- und
Vermögenseinkommen
seit Anfang dieses Jahrzehnts (2000-2007) um 42,7 Prozent gestiegen, während die
Brutto-Arbeitnehmerentgelte nur um 10,8 Prozent angewachsen sind.
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Die Brutto-Unternehmensgewinne der Kapitalgesellschaften sind zwischen dem Jahr 2000
und dem Jahr 2006 mit durchschnittlich 7,5 % pro Jahr gewachsen. Auch die Nettogewinne
der Kapitalgesellschaften sind bedingt auch durch die einseitige Steuerentlastung der
Unternehmen weiter gestiegen.

Die OECD hat für Deutschland die niedrigste effektive Steuerbelastung für
Kapitalgesellschaften in allen OECD-Ländern nachgewiesen.

Auch in ihrem jüngsten Steuervergleich sieht die OECD die effektive Steuerbelastung
deutscher Kapitalgesellschaften im internen Ranking unter den OECD-Ländern auf dem
letzten Platz.
Die OECD ermittelt hierbei die Steuerbelastung der Kapitalgesellschaften anhand ihres
prozentualen Bestandteils des Steueraufkommens am Bruttoinlandsprodukt.
Hier kommt Deutschland für das Jahr 2005 mit 1,7 Prozent auf den niedrigsten Wert aller
OECD-Länder. Der Schnitt der europäischen OECD-Länder liegt bei 3,5 Prozent.

Mit Einschränkung derjenigen Klein- und Einzelunternehmern, die stark unter der
chronischen Nachfrageschwäche im Inland leiden, geht es den deutschen Unternehmen,
auch denen des Mittelstandes, seit vielen Jahren in Folge ausgezeichnet.

Gewerkschaftliche Forderungen:

Aus all den aufgeführten verteilungspolitischen Ungleichgewichten leiten sich
folgende gewerkschaftliche Forderungen für eine wirtschaftspolitisch vernünftige
und gerechtere Verteilungspolitik in Deutschland ab:
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Die Umverteilung der gesamtwirtschaftlich erzielten Einkommen zu Lasten
der abhängig Beschäftigten, aber auch der Arbeitslosen und
Sozialleistungsempfänger muss beendet werden.

Fallende Reallöhne sind kein Stimulus für den Konsum. Daher sind
Lohnerhöhungen dringend erforderlich, um der Binnenkonjunktur eine sich
selbst tragende und nachhaltige Dynamik zu verleihen. Der DGB unterstützt
deswegen eine Tariflohnpolitik, die mindestens den Spielraum aus
Produktivitätssteigerung und Preisentwicklung ausschöpfen will.

Deutschland hat kein Arbeitskostenproblem. Die preisliche
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft hat sich fortlaufend
verbessert. Der von Deutschland ausgehende Lohnkostensenkungswettlauf
zwischen den Euro-Ländern muss beendet werden. Er führt auf Dauer zu einer
deflationären Entwicklung und gefährdet die wirtschaftliche Stabilität der
Europäischen Union!


